Auswirkungen der kommunalen Verpackungssteuer auf das Bäckerhandwerk in [Kommune X] – Gesprächsanfrage

Sehr geehrte(r) [Name],

als Vertreter des regionalen Bäckerhandwerks möchten wir die Gelegenheit nutzen, um mit Ihnen über die geplante kommunale Verpackungssteuer ins Gespräch zu kommen. Die Einführung einer solchen Steuer hat weitreichende Folgen für kleine und mittelständische Handwerksbetriebe und wir möchten Ihnen darlegen, weshalb wir diese für nicht zielführend halten und welche Alternativen aus unserer Sicht besser geeignet wären, um die gewünschten ökologischen Ziele zu erreichen.

Fehlende ökologische Wirksamkeit der Verpackungssteuer
Erfahrungen aus Städten wie Tübingen zeigen, dass die Einführung einer Verpackungssteuer nicht zu einer messbaren Reduktion des Verpackungsmülls im öffentlichen Raum geführt hat​. Die öffentlichen Abfallmengen sind trotz der Steuer bisher unverändert geblieben, da die Steuer nicht das Hauptproblem der Vermüllung löst. Verpackungsabfälle machen nur einen geringen Anteil des Gesamtmülls aus, während andere Verpackungsarten (z. B. Glasflaschen) gar nicht von der Steuer erfasst werden​.

Unverhältnismäßige Belastung für kleine Handwerksbäckereien
Handwerksbäckereien sind bereits erheblich durch bestehende gesetzliche Vorschriften wie das Verpackungsgesetz, die Mehrwegangebotspflicht und die Beteiligung an dualen Systemen belastet. Eine zusätzliche kommunale Steuer würde einen enormen Verwaltungsaufwand bedeuten, der insbesondere kleinere Betriebe überfordert. Die Pflicht zur Erfassung, Abführung und Dokumentation der Steuer führt zu einem erheblichen bürokratischen Mehraufwand und verursacht zusätzliche Kosten für Schulungen, Kassensysteme und Berichterstattung.

Wettbewerbsverzerrung gegenüber Nachbargemeinden
Da die Verpackungssteuer nicht bundesweit einheitlich geregelt ist, sondern auf kommunaler Ebene eingeführt wird, entsteht ein erheblicher Wettbewerbsnachteil für Betriebe in betroffenen Gemeinden. Kundinnen und Kunden könnten vermehrt in Nachbargemeinden ohne Verpackungssteuer ausweichen, was zu einem Umsatzrückgang und Kaufkraftverlust in der Region führt. Besonders für Bäckereien mit Filialen in verschiedenen Kommunen ist eine unterschiedliche Besteuerung nicht praktikabel.

Höhere Preise für Verbraucherinnen und Verbraucher 
Die Steuer verteuert Lebensmittel unnötig und wird von Verbraucherinnen und Verbrauchern als generelle Preiserhöhung wahrgenommen. Dies ist besonders kritisch, da die Lebensmittelpreise bereits durch Inflation und gestiegene Rohstoffkosten unter Druck stehen. Viele Kundinnen und Kunden greifen auf Einwegverpackungen zurück, weil sie auf Mehrwegalternativen aus praktischen oder hygienischen Gründen verzichten müssen. Eine Mehrbelastung dieser Verbrauchergruppen ist sozial ungerecht.

Alternative Lösungsansätze statt Steuerbelastung
Statt einer kommunalen Verpackungssteuer gibt es andere, sinnvollere Maßnahmen, die das Verpackungsmüllproblem wirksamer angehen, ohne das Handwerk unnötig zu belasten:

1. Förderung von Mehrwegsystemen durch finanzielle Anreize, statt durch Zwangsmaßnahmen. Subventionen und Förderprogramme für Mehrwegsysteme haben in Städten wie Marburg nachweislich eine stärkere Wirkung gezeigt als eine Steuer.
2. Bildung und Aufklärung der Verbraucherinnen und Verbraucher zur Nutzung von Mehrweglösungen, anstatt sie durch Strafsteuern zu belasten.
3. Einheitliche, bundesweite Lösungen statt kommunaler Insellösungen, die zu zusätzlicher Bürokratie führen.
4. Erweiterung der Kreislaufwirtschaft durch optimierte Entsorgungs- und Recyclingsysteme, statt selektiver Steuererhebungen.

Wir verstehen und unterstützen das Ziel, Verpackungsmüll zu reduzieren. Doch die Einführung einer kommunalen Verpackungssteuer ist nicht der richtige Weg. Sie führt zu einem unverhältnismäßigen bürokratischen und finanziellen Mehraufwand für Handwerksbetriebe, schafft Wettbewerbsverzerrungen und hat sich in der Praxis als ineffektiv erwiesen. Wir fordern daher eine Rücknahme oder Verhinderung der kommunalen Verpackungssteuer und setzen uns für alternative, wirkungsvollere Maßnahmen ein.

Gerne laden wir Sie zu einem persönlichen Gespräch in unseren Betrieb ein oder stehen Ihnen für ein persönliches Gespräch zur Verfügung, um gemeinsam nach praxisnahen Lösungen zu suchen. Wir freuen uns auf Ihre Rückmeldung und einen konstruktiven Austausch.

Mit freundlichen Grüßen

[Name]
[Betrieb / Innung]
[Kontaktinformationen]






